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Vorwort 

Das Erkenntnisinteresse dieser Arbeit ist ein doppeltes: Ziel ist zum 
einen die Dokumentation und kritische Analyse jener politischen, gesell-
schaftlichen und wissenschaftlichen Auseinandersetzungen in den sieb-
ziger Jahren der Bundesrepublik, die nur zu oft den Ruf nach der 
„Solidarität der Demokraten" in der beschwörenden Verknüpfung mit 
dem grundgesetzlichen „Verfassungskonsens" laut werden ließen. Was 
aber heißt „Verfassungskonsens"? Kann es in der pluralistischen und 
sozialstaatlichen Demokratie der „spätkapitalistischen" Industriegesell-
schaft überhaupt einen festen Konsens über die Verfassung geben? 
Wurde die Verfassung in diesen Fundamentalauseinandersetzungen als 
das gesellschaftliche Konsensprinzip begriffen?  Damit ist das zweite 
Interesse der Arbeit als Problem gestellt. Die Verfassung ist nicht nur 
ein Stück Papier — wie es Lasalle meinte —, sondern von ihrem An-
spruch her die normative Regelung der politischen Organisation der Ge-
sellschaft. Die Fragestellung verschärft  sich also: Welches sind die Prin-
zipien, die Werte, die Vorstellungen, die ,normativen' Leitideen, die Nor-
men, nach denen sich die Gesellschaft des 20. Jahrhunderts verfaßt? 
Können sich die Meinungs- und Handlungsträger auf solche Prinzipien 
so einigen, daß diese zudem allgemeine Zustimmung erlangen? Oder 
zeigt gerade der Streit um Verfassung und Werte, um Innere Sicherheit, 
Terrorismus, Extremisten, Schutz der Verfassung und Verfassungsschutz 
und um Grundwerte an, daß eine konsensuale Verständigung über 
Grundlagen gesellschaftlicher Ordnung nicht oder nur bedingt möglich 
ist? Auf diese leitende Frage nach den Bedingungen eines Konsenses 
über die Verfassung, wobei die Konsensfunktion der Verfassung als 
Hypothese angenommen wird, versucht die Arbeit eine nicht nur analy-
tische, sondern auch systematisch-konstruktive Antwort zu geben. Das 
Interesse gilt der Normativität der Verfassung und ihren sozialen und 
politischen Voraussetzungen. Der sozialstaatliche Strukturwandel der 
Verfassung im Zeichen von pluralistischer Werte- und Interessenhete-
rogenität und verschärfter  Verteilungskämpfe um knapper werdende 
Ressourcen macht die Verfassung und damit die Ordnungsgrundlagen 
der „postindustriellen" Demokratie per se streitbefangener,  ohne daß 
andererseits aber auf einen verfassungsmäßig-institutionalisierten  Kon-
sens über Grenze und Richtung sozialstaatlicher Ordnungs- und Vertei-
lungsfunktionen verzichtet werden kann. Hier ist ein Verfassungsver-
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ständnis herausgefordert,  das jenseits positivistisch-rechtsstaatlicher 
Verkürzung und marxistisch-materialistischer Generalkritik die norma-
tive Konsensfunktion und die tatsächliche Konsenschance der pluralisti-
schen und sozialstaatlichen Verfassung zu erhalten vermag. Dieses Ver-
fassungsverständnis ist sowohl eine wissenschaftliche Aufgabe wie auch 
eine politische und rechtliche Notwendigkeit. Entwicklungen der letzten 
zehn Jahre sowie die Besonderheiten deutschen Verfassungsdenkens — 
zeitgenössisch-symptomatischer Ausdruck ist die Verfassungszentriert-
heit der politischen Auseinandersetzung — stehen jedoch einem Ver-
fassungsverständnis entgegen, das in der Offenheit  des Verfassungs-
systems und der Beachtung der Leistungsgrenzen und der beschränkten 
sozialen Steuerungskapazität der Verfassung die Postulate demokrati-
scher Verfassungskultur  sieht, ohne die die Verfassung nur schwerlich 
ihren Anspruch einlösen kann, Konsensprinzip konfligierender  polit i-
scher Auseinandersetzung zu sein. 

Die vorliegende Studie wurde im Herbst 1980 von der Philosophischen 
Fakultät der Rheinischen Friedrich-Wilhelms-Universität zu Bonn als 
Dissertation angenommen. Dank zu sagen gilt es vor allem Professor 
Kar l Dietrich Bracher, der dieses für einen Politikwissenschaftler nicht 
alltägliche Projekt mit Wohlwollen, Interesse und Zuspruch in jeder 
Phase seiner Entstehung unterstützt und gefördert  hat. Zu danken 
habe ich auch den Professoren  Klaus Schiaich und Josef Isensee, in deren 
verfassungs- und staatsrechtlichen Seminaren ich Anregung und Wider-
spruch gefunden habe. Beständig war es auch das fortdauernde  Span-
nungsverhältnis der zwei Disziplinen von Politischer Wissenschaft und 
Rechtswissenschaft, das mich herausgefordert,  angefochten und beför-
dert hat. Die Theorie der Verfassung ist kein exklusives Geschäft i r -
gendeiner Disziplin, die Verfassung geht uns alle an. Die Danksagung 
wäre unvollständig, ohne der Friedrich-Naumann-Stiftung  für stets 
großzügige Unterstützung bei Promotion und Drucklegung sowie der 
Universität Bonn für einen Druckkostenzuschuß zu danken. Besonderer 
Dank gi l t meinen Eltern, meinen Freunden und Christina. 

Bonn, im Juni 1981 
Hans Vorländer 
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Zur Zit ierweise: 

Bei der ersten Zi tat ion eines Werkes w i r d dieses mi t al len bibl iographi-
schen Daten angeführt.  I m folgenden werden dann nur noch der Nachname 
des Verfassers  und eine verkürzte Form des Titels angegeben. Zu Beginn 
eines Kapitels w i r d der volle T i te l jeweils wieder aufgenommen. Querver-
weise in den Anmerkungen beziehen sich immer auf das gleiche Kapitel , es 
sei denn, eine Kapitelangabe w i r d hinzugefügt. 



Erstes  Kapitel 

Der Streit um die Verfassung und die Frage nach 
dem Verfassungskonsens — Propädeutik der politischen 

und theoretischen Problemstellung 

„ . . . so oft Sie, gleichviel wo und wann sehen, daß 
eine Partei auftr i t t ,  welche zu ihrem Feldgeschrei 
den Angstruf  macht, ,sich um die Verfassung zu 
scharen!', was werden Sie hieraus schließen können? 
. . . Sie werden sich, ohne Propheten zu sein, in ei-
nem solchen Falle immer mi t größter Sicherheit sa-
gen können: diese Verfassung liegt in ihren letzten 
Zügen; sie ist schon so gut wie tot." 
(Ferdinand Lasalle, Über Verfassungswesen, 1862) 

„Das Grundgesetz ist unsere Verfassung, unsere ge-
meinsame Verfassung, und es sollte unsere gemein-
same Verfassung bleiben." 
(Bundesinnenminister H.-D. Genscher, Verfassungs-
debatte des Deutschen Bundestages, 1974) 

I . Das Problem 

Was ist „Konsens", was ist „Verfassungskonsens"? 

Was verbirgt sich hinter dem Begriff  „Konsens", was hinter dem Begriff 
„ Verfassungskonsens " ? 

Umgangssprachlich genießen beide Begriffe  einen inflationären Ge-
brauch. Man sucht „Konsens", man appelliert an den „Verfassungskon-
sens", man beschwört die „Solidarität der Demokraten", man spricht vom 
„gemeinsamen Fundament". Der politische Vielgebrauch hat die Begriffe 
um ihren Inhalt gebracht. „Daß heute so viel vom Konsensus gesprochen 
wird, daß unsere Politiker sich immer wieder bemüßigt sehen, an die 
,Gemeinsamkeit der Demokraten' zu appellieren — was nur eine andere 
Formel für Grundkonsens ist — läßt zumindest aufhorchen . . . Ein Be-
griff,  von Politologen geboren, hat Konjunktur 1 . " 

1 Kurt  Sontheimer,  in : Christ und Welt, 12.8.1977, S. 2, zit iert nach: Ernst 
Benda , Konf l ik t und Konsens im sozialen Rechtsstaat (herausgegeben vom 

1 Vorländer 



2 1. Kap.: Der Streit um die Verfassung 

Hinter dieser begrifflichen  Konjunktur verbergen sich reale politische 
und wissenschaftliche Auseinandersetzungen, die auf Grund der ver-
schärften, polarisierten und polarisierenden Austragung die Frage nach 
dem Konsens, dem Grund- und Verfassungskonsens aufkommen ließen. 
So scheint die Konsens- und Verfassungskonsensdiskussion in der Bun-
desrepublik Deutschland zu einem aktuellen, besonderen Problem ge-
worden zu sein. Indem der Konsens nicht stillschweigend vorausgesetzt 
wird, sondern zum Thema der politischen und wissenschaftlichen Aus-
einandersetzung geworden ist, hat er sich zum Problem gemacht. Das 
scheinbar so Selbstverständliche ist nicht selbstverständlich2. 

1. „Scharen wir uns um die Verfassung" 3 — 
Die Verfassung als Feldzeichen im politischen Kampf 

Die Auseinandersetzung in der Bundesrepublik Deutschland hat sich 
im letzten Jahrzehnt weitgehend um grundlegende Probleme demokra-
tischer Ordnung abgespielt. Grundwerte-Debatte, Innere Sicherheit, Ter-
rorismus-Bekämpfung,  Extremisten im öffentlichen  Dienst, Schutz der 
Verfassung und Verfassungsschutz waren die Themen. Daneben ging es 
um gesellschaftspolitische Reformprojekte  und -gesetze der seit 1969 
amtierenden Regierungskoalition von Sozialdemokraten und Freien 
Demokraten (Schwangerschaftsabbruch,  Ehe- und Scheidungsrecht, 
Wehrdienstnovelle, Mitbestimmungsgesetz). I n das Zentrum der polit i-
schen Auseinandersetzung rückte das Grundgesetz als Folge der Polari-
sierung des Parteiensystems nach 1969. Die Verfassung stand im Schnitt-
punkt der rechtspolitischen Diskussion, die Verfassung war Bezugspunkt 
der tagespolitischen Auseinandersetzung, die Verfassung bildete den 
Mittelpunkt der Konsens- und Grundlagendiskussion. Die Verfassung 
wurde so zum Feldzeichen im politischen Kampf. 

Arbeitgeberverband der Metall industrie), 4. Aufl., Kö ln 1979, S. 9. Sontheimer 
i r r t allerdings bezüglich der Urheberschaft  des Begriffs  „Konsensus". Dieser 
taucht bereits bei Cicero, De re publica, Buch I , 25 („ iur is consensu") auf. Der 
Begrif f  in seiner politisch-philosophischen Tradi t ion ist v ie l älter als die ver-
meint l ich erst heute i n den Sprachgebrauch eingeführte Chiffre  glauben 
macht. Vgl. zum Konsensbegriff  das 3. Kapitel . 

2 So schreibt Ulrich  Matz  i n einer Betrachtung über „30 Jahre Grund-
gesetz": Das allen Gemeinsame ist auch das Selbstverständliche, das nicht 
diskutiert, sondern allenfalls i n Ritualen vergegenwärtigt zu werden braucht. 
Das gi l t i n besonderem Maße für die politische Ordnung. Sobald w i r über 
Grundfragen  der politischen Ordnung anfangen nachzudenken und zu dis-
kutieren, ist die Ordnung bereits nicht mehr selbstverständlich." Vgl. Ulr ich 
Matz, Demokratische Ordnung nach dem Grundgesetz, in : Politische Vierte l -
jahresschrift  (PVS), H. 2, 1979, S. 183. 

8 So der Abg. Dr. Dregger  i m Deutschen Bundestag (Dt.BT), Stenogra-
phische Berichte (Sten.Ber.), 8. Wahlperiode (WP), 53. Sitzung (Sitzg.), 28. Ok-
tober 1977, Plenarprotokol l (PIPr) 8/53, S. 4105 B. 



I . Das Problem des Verfassungskonsenses 3 

a) Die Verfassung  im Schnittpunkt 
der  rechtspolitischen  Auseinandersetzung 

Die Verfassung im Schnittpunkt der rechtspolitischen Auseinander-
setzung zeigte sich vor allem dort, wo politische Regelungsmaterien nach 
ihrer politisch-gesetzgeberischen Erledigung verfassungsrechtlich  über-
prüft  wurden. Mi t dieser verfassungsrechtlichen  Überprüfung  ist immer 
auch dann eine politische Qualifizierung getroffen,  wenn die Polit ik 
einer Regierung zur Entscheidung vor dem Bundesverfassungsgericht 
ansteht. So vor allem in dem Zeitraum von 1969 bis 1979, in dem ver-
schiedene, von der sozialliberalen Regierungskoalition und ihrer parla-
mentarischen Mehrheit beschlossene Gesetze von der oppositionellen 
CDU/CSU zumeist im Wege der abstrakten Normenkontrolle (Art. 93 
Abs. 1 Nr. 2 GG) vor das Bundesverfassungsgericht  gebracht worden 
sind. Hierzu zählten vor allem: 

— Das Gesetz zum Vertrag vom 21. Dezember 1972 zwischen der Bundes-
republik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik über 
die Grundlagen der Beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Deutschen Demokratischen Republik vom 6. Juni 1973, 
kurz: „Grundlagenvertrag" genannt4, 

— das Fünfte Gesetz zur Reform des Strafrechts  vom 18. Juni 1974, das 
die Strafbarkeit  des Schwangerschaftsabbruchs  neu regelte („Fristen-
lösung")5, 

4 Vertrag vom 21.12.1972; Gesetz vom 6. 6.1973, BGBl. I I S. 421. A m 28. Ma i 
hatte die Bayerische Staatsregierung (gemäß Ar t . 93 Abs. 1 Nr. 2 GG in Ver-
bindung m i t §13 Nr. 6 und §76 Nr. 1 BVerfGG) beim Bundesverfassungs-
gericht beantragt, festzustellen, daß das Gesetz zu dem Vertrag vom 21. De-
zember 1972 nicht m i t dem Grundgesetz vereinbar und deshalb nichtig sei. 
(Vgl. zu den Einzelheiten des Vortrags der Bayerischen Staatsregierung die 
Darstel lung i n BVerfGE 36, 8 ff.,  daselbst auch Darstellung der einzelnen 
Vertragsvereinbarungen nebst Zusatzprotokollen. Formel l hat hier also nicht 
die Bundestags-Opposition vor dem Bundesverfassungsgericht  das Verfahren 
eingeleitet, sondern eine CSU-Landesregierung). Das Bundesverfassungs-
gericht hat den Grundlagenvertrag in seiner Entscheidung vom 31. Ju l i 1973 
(BVerfGE 36, 1) jedoch m i t dem Grundgesetz für vereinbar gehalten, al ler-
dings nur „ i n der sich aus den Gründen ergebenden Auslegung" (BVerfGE 36, 
3), womi t das Verfassungsgericht  das Verfahren  der „verfassungskonformen" 
Auslegung angewandt hat. Dieses Prinzip besagt, „daß unter mehreren mög-
lichen Auslegungen die Auslegung zu wählen ist, nach der der Vertrag vor 
dem Grundgesetz Bestand hat" (BVerfGE 36, 14; BVerfGE 4, 157 [168]). Da-
m i t wurde der Grundlagenvertrag nur i n der vom Bundesverfassungsgericht 
gemachten Interpretat ion rechts wirksam, m i t der Folge der Bindung des 
politischen Handelns aller Staatsorgane an die „sich aus den Gründen erge-
benden Auslegung". 

δ 5. StrRG, BGBl. I S. 1297; 193 Mitgl ieder der oppositionellen CDU/CSU-
Bundestagsfraktion sowie die Landesregierungen von Baden-Württemberg, 
Bayern, Rheinland-Pfalz, des Saarlandes und von Schleswig-Holstein (alle-
samt CDU- bzw. CSU-Landesregierungen) stellten gemäß Ar t . 93 Abs. 1 Nr. 2 
GG, § 13 Nr. 6 BVerfGG Ant rag auf verfassungsrechtliche  Uberprüfung  des 

l* 


